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Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung 

lila 2 - 3818/68 II 


Bonn, den 31. Januar 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Ausweitung der Montan-Mitbestimmung 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/3671 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Welche Vorteile hat nach Auffassung der Bundesregierung eine 
Erweiterung der Montan-Mitbestimmung auf größere Unterneh- 
men der übrigen Wirtschaft 

a) für die betroffenen Arbeitnehmer, 

b) für die betroffenen Unternehmen? 

2. Sieht die Bundesregierung in einer Ausdehnung der Montan- 
Mitbestimmung eine Stärkung der Position der Gewerkschaften 
als Verhandlungspartner bei Tarifverhandlungen? 

4. Sind nach Auffassung der Bundesregierung durch eine erwei- 
terte Mitbestimmung in der Unternehmenspolitik mobilitäts- und 
produktivitätshemmende Motive auszuschließen, die sich auf 
Dauer auch zum Schaden der Arbeitnehmerschaft auswirken 
werden? 

5. Würde eine Ausdehnung der Montan-Mitbestimmung in der 
Bundesrepublik Deutschland einer internationalen wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit vor allem im Gemeinsamen Markt nach 
Auffassung der Bundesregierung dienlich oder hinderlich sein? 

7. Ist zu erwarten, daß eine Ausweitung der Mitbestimmung in der 
Bundesrepublik Deutschland für die künftige Standortwahl deut- 
scher und ausländischer Unternehmen von Bedeutung sein 
könnte? 


Bei den Fragen geht es im wesentlichen um die Beurteilung von 
Auswirkungen einer etwaigen Ausdehnung der Mitbestim- 
mung nach dem Montan-Modell auf andere Unternehmen. Die 
Beantwortung fasse ich wie folgt zusammen: 
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Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß alle mit einer 
künftigen Gestaltung der Mitbestimmung zusammenhängenden 
Fragen gründlich durchdacht und geprüft werden müssen. Ent- 
sprechend der Regierungserklärung vom 13. Dezember 1966 
hat sie daher eine Kommission unabhängiger Sachverständiger, 
der neun namhafte Wissenschaftler angehören und der Berater 
aus den Kreisen der Sozialpartner zur Seite stehen, damit be- 
auftragt, die Erfahrungen mit der Mitbestimmung als Grundlage 
für weitere Überlegungen zu untersuchen. Das Ergebnis dieser 
wissenschaftlichen Untersuchung wird sicherlich eine wertvolle 
Hilfe sein sowohl für die Beurteilung der bestehenden Mitbe- 
stimmung als auch für eine Beantwortung der Frage, wie die 
Mitbestimmung innerhalb des bestehenden freiheitlichen Ge- 
sellschafts- und Wirtschaftssystems unter Berücksichtigung der 
europäischen Integration am zweckmäßigsten gestaltet werden 
könnte. Ich halte eine Stellungnahme bei dieser Sachlage für 
verfrüht und muß daher davon absehen, auf die einzelnen 
Fragen näher einzugehen, bevor das Ergebnis der noch nicht 
abgeschlossenen Untersuchung ausgewertet ist. 


3. Wie viele Fälle sind der Bundesregierung bekannt, in denen 
Arbeitnehmer einen Arbeitsplatzwechsel abgelehnt haben, weil 
sie nur in Unternehmen zu arbeiten bereit sind, die der quali- 
fizierten Mitbestimmung unterliegen? 


Ob Arbeitnehmer einen Arbeitsplatzwechsel abgelehnt haben, 
weil sie nur bereit waren, in einem Unternehmen mit qualifi- 
zierter Mitbestimmung zu arbeiten, ist nicht bekannt. Die Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung hat im Rahmen der Arbeitsvermittlung bisher einen sol- 
chen Fall nicht beobachtet. 


6. Gibt es vergleichende wissenschaftliche Untersuchungen, aus de- 
nen hervorgeht, daß das Betriebsklima in montanmitbestimmten 
Betrieben besser als in anderen Unternehmen ist? 

Eine vergleichende wissenschaftliche Untersuchung, aus der 
hervorgeht, daß das Betriebsklima in montanmitbestimmten 
Betrieben besser ist als in anderen Unternehmen, ist der Bun- 
desregierung nicht bekannt. 

Bei den wenigen die Montanindustrie mit anderen Wirtschafts- 
zweigen vergleichenden Untersuchungen, die auch die Bezie- 
hung von Mitbestimmung und Betriebsklima behandeln, wird 
nicht deutlich, inwieweit gerade die Mitbestimmung das Be- 
triebsklima beeinflußt. Das Betriebsklima ist von vielfältigen 
Faktoren abhängig, dem persönlichen Verhältnis der Arbeit- 
nehmer untereinander und zu ihrem Vorgesetzten, den inneren 
Verhältnissen des Betriebes u. ä. Nicht zuletzt ist auch die 
Sicherheit des Arbeitsplatzes von großer Bedeutung. Die bisher 
vorliegenden Untersuchungen haben das Ausmaß des Einflusses 
der einzelnen Faktoren nicht näher geprüft. 
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8. Hält die Bundesregierung angesichts zahlreicher anderer drin- 
gend erforderlicher Reformen, wie zum Beispiel der Reform der 
Ausbildungsförderung und der beruflichen Fort- und Weiter- 
bildung, eine Ausweitung der Mitbestimmung für vordringlich? 


Die Bundesregierung mißt der Mitbestimmung eine große 
gesellschaftspolitische Bedeutung zu. Sie glaubt daher, daß die 
vielschichtigen Fragen auf das gründlichste durchdacht werden 
müssen. Es wird ihr nicht möglich sein, in dieser Legislaturpe- 
riode andere Schritte zu unternehmen als diejenigen, die sie 
in der Regierungserklärung vom 13. Dezember 1966 angekün- 
digt hat. 


Hans Katzer 
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